
Stellenwert zugewiesen. Zugleich wird damit aber auch 
auf ihren — unter sozialistischen Verhältnissen — progres­
siven, auf Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Ent­
wicklung aufbauenden Charakter verwiesen.
Besonders wichtig ist die nachdrückliche Orientierung auf 
die Einheit der Zwecke strafrechtlicher Verantwortlichkeit 
(Art. 2 StGB) — wirksamer Schutz vor Straftaten, Krimi­
nalitätsvorbeugung und Erziehung des Straftäters —, in 
deren Dienst die Maßnahmen strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit insgesamt und im Einzelfall zu stellen sind, sowie 
die überzeugende Darstellung der Einheit von Zwang und 
Überzeugung. Damit sind Grundfragen sowohl der theore­
tischen Durchdringung des Wesens der Maßnahmen straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit als auch der praktischen 
Arbeit auf diesem Gebiet behandelt. Die Aneignung und 
Vertiefung dieser Grundkenntnisse ist deshalb für jeden 
Studierenden und für jeden Praktiker unerläßlich.
Durch die Auseinandersetzung mit dem klassenbedingt 
antihumanen Wesen der Strafe im Kapitalismus wird die 
Darstellung der gesellschaftlichen Funktion der Maßnah­
men strafrechtlicher Verantwortlichkeit im Sozialismus 
und deren humanistisches Wesen noch plastischer.
Zum System der Maßnahmen strafrechtlicher Verantwort­
lichkeit insgesamt ist zu bemerken, daß nach dem Erschei­
nen des Lehrbuchs mit dem Gesetz zur Änderung und 
Ergänzung straf- und strafverfahrensrechtlicher Bestim­
mungen (2. Strafrechtsänderungsgesetz) vom 7. April 1977 
(GBl. I S. 100) eine Änderung insofern eingetreten ist, als 
die Arbeitserziehung (§ 42 StGB) und die Einweisung in ein 
Jugendhaus (§ 75 StGB) als Strafarten aufgehoben wor­
den sind.

Die Strafzumessung
Im Abschnitt über die Strafe werden zunächst Begriff und 
Grundsätze der Strafzumessung behandelt. Zutreffend wird 
die Strafzumessung definiert als „Entscheidungsfindung 
über eine gegenüber dem Straftäter anzuwendende, nach 
Art und Ausmaß konkret bestimmte Strafe, die dem 
sozial-negativen Charakter und der Schwere der von ihm 
begangenen Tat entspricht und seine Persönlichkeit in den 
durch die Tat gezogenen Grenzen berücksichtigt“ (S. 437). 
Zu Recht weisen die Verfasser darauf hin, daß die Straf­
zumessung ein Kulminationspunkt des gerichtlichen Straf­
verfahrens und eine wichtige Aufgabe der einheitlichen 
Verwirklichung des sozialistischen Strafrechts ist 
In übersichtlicher Weise werden di$ allgemeinen gesetz­
lichen Kriterien der Strafzumessung auf der Grundlage des 
§ 61 Abs. 2 StGB behandelt. Diese Darlegungen stimmen 
im wesentlichen mit den Orientierungen des Obersten Ge­
richts überein, wie sie auf der 22. Plenartagung und auf 
nachfolgenden Beratungen des Plenums gegeben worden 
sind./2/
Neu zu durchdenken wäre allerdings der Grundsatz, daß 
der Einfluß der Persönlichkeitsumstände auf die Strafzu­
messung, die Aufschluß über die Erziehungsfähigkeit und 
-bereitschaft geben, „grundsätzlich um so geringer ist, 
desto größer die Tatschwere ist“ (S. 443). Dieser Grundsatz 
ist sicherlich zutreffend, soweit er auf die Herstellung rich­
tiger Relationen zwischen der Tatschwere und der Berück­
sichtigung von Persönlichkeitsumständen orientiert. Beson­
deres Gewicht haben diese Gesichtspunkte z. B. bei der Ab­
grenzung der Strafen mit Freiheitsentzug von den Strafen 
ohne Freiheitsentzug! Im Einzelfall können sie für die An­
wendung einer Strafe ohne Freiheitsentzug von ausschlag­
gebender Bedeutung sein. Andererseits sollte dieser Grund­
satz aber nicht dahingehend verstanden werden, daß bei 
schweren Delikten die Persönlichkeitsumstände ohne Ein­
fluß auf die Bestimmung der Strafgröße wären. Da zwei­
fellos auch in diesen Fällen die Strafzumessung die Indivi-

/2/ Vgl. die Materialien der 22. Plenartagung des Obersten Gerichts, 
a. a. O.; Materialien der 2. Plenartagung zu Problemen der Straf­
zumessung in NJ 1972 S. 249 11. und NJ-Beilage 2/72 zu Heft 9; Mate­
rialien der 9. Plenartagung zu Fragen der Strafzumessung und 
wirksamen Gestaltung des Strafverfahrens ln NJ 1974 S. 33 ff.

dualisierung der im Strafverfahren festgestellten persön­
lichen Verantwortlichkeit ist und dem Schutz der sozialisti­
schen Gesellschaft und ihrer Bürger vor Straftaten sowie 
der Erziehung des Straftäters dient, kann das richtige 
Strafmaß auch bei schweren Delikten nur unter Beachtung 
der Täterpersönlichkeit gefunden werden.
Die Verfasser weisen zutreffend darauf hin, daß die Vorbe­
straftheit des Rechtsverletzers grundlegende Bedeutung für 
die Bemessung der Strafe hat (S. 443). Insoweit hätte je­
doch deutlicher herausgearbeitet werden müssen, daß es 
hierbei nicht nur um Faktoren geht, die Rückschlüsse auf 
die Erziehungsfähigkeit und -bereitschaft des Täters zu­
lassen, sondern daß die erneute Tatbegehung trotz Vorbe­
straftheit des Täters ein Umstand ist, der das Ausmaß der 
strafrechtlichen Schuld unmittelbar mitbestimmt.
Auch der einschränkenden Orientierung, daß die Vorstrafe 
vor allem dann zu berücksichtigen sein wird, wenn der 
Täter trotz gesellschaftlicher und staatlicher Einflußnahme 
wieder straffällig wurde, muß widersprochen werden. Be­
geht der Täter z. B. kurze Zeit nach der Verurteilung oder 
Haftentlassung erneut eine Straftat, so wird dies in der 
Regel für eine verfestigte negative Einstellung zu den 
gesellschaftlichen Pflichten und für einen höheren Schuld- 
grad sprechen, ohne daß eine Einflußnahme staatlicher 
Organe oder gesellschaftlicher Kräfte in diesem kurzen 
Zeitraum bereits möglich gewesen wäre./3/
Zu Recht weisen die Autoren auf das Erfordernis einer 
richtigen Differenzierung auch bei Rückfalltätern hin. Das 
Oberste Gericht hat darauf orientiert, daß auch bei Rück­
fälligen unter Beachtung der Schwere der Straftat hin­
sichtlich Art und Maß der erforderlichen Maßnahme straf­
rechtlicher Verantwortlichkeit sorgfältig zu differenzieren 
ist. Es ist zu unterscheiden zwischen den hartnäckig Rück­
fälligen, die es beharrlich ablehnen, sich zu bessern, und 
solchen vorbestraften Bürgern, die Fortschritte in ihrer 
Lebensführung erkennen lassen, z. B. längere Zeit ordent­
lich arbeiteten und sich ordnungsgemäß verhielten. Gegen 
letztere kann beim Vorliegen der sonstigen Vorausset­
zungen unter Ausschöpfung der gesetzlichen Möglichkeiten 
zur Ausgestaltung auch eine Verurteilung auf Bewährung 
ausreichend sein, wenn die objektive Schädlichkeit der 
Tat nicht erheblich ist./4/
Es steht außer Zweifel, daß Art upd Schwere des erneut 
begangenen Delikts für die Strafzumessung von Bedeutung 
sind. Das Lehrbuch verweist z. B. auf fahrlässige Delikte, 
auf „situationsgebundene“ Delikte wie Körperverletzun­
gen und auf Eigentumsdelikte bei zeitweiliger Notlage des 
Täters (S. 445). Aus solchen Gesichtspunkten ergeben sich 
jedoch keine Hinweise darauf, ob der Täter „große eigene 
Anstrengungen zur Bewährung oder Wiedergutmachung un­
ternommen hat“ (S. 444). Hier werden offenbar zwei für 
die Strafzumessung durchaus bedeutsame Gesichtspunkte — 
die Lebensführung des Täters seit der letzten Verurtei­
lung oder Haftentlassung und die die erneute Tat charak­
terisierenden Umstände — in eine tatsächlich nicht vor­
handene Beziehung zueinander gesetzt.
Nach unserer Auffassung ist der Ausgangspunkt für die 
Strafzumessung auch bei Vorbestraften die Schwere des 
erneut begangenen Delikts. Die für diese Einschätzung be­
deutsamen objektiven und subjektiven Kriterien (wie Art 
und Weise der Tatbegehung, Folgen der Tat sowie Art 
und Schwere der Schuld) sind in ihrer gegenseitigen Be­
dingtheit gesellschaftlich zu bewerten, wobei die Tatsache 
der Vorbestraftheit als ein die Schuld charakterisierender

/3/ Vgl. dazu z. B. OG, Urtedl vom 15. Juli 1976 - 2b OSK 18/76 — 
(NJ 1976 S. 528) und Urteil vom 10. Juni 1976 - 2a OSK 10/76 - (NJ 
1976 S. 529).
/4/ Vgl. dazu H. Toeplitz, „Erste Schlußfolgerungen für die Recht­
sprechung aus dem IX. Parteitag der SED“, NJ 1976 S. 409; OG, 
Urteil vom 15. April 1976 - 2a OSK 4/76 - (NJ 1976 S. 434).
Zum Verhältnis der Bestimmungen über die Strafverschärfung 
bei Rückfallstraftaten nach dem Allgemeinen Teil des StGB (| 44) 
und den speziellen RückfaUbestimmungen im Besonderen Teil 
des StGB (insbes. §§ 162 Abs. 1 Zifl. 4, 181 Abs. 1 Ziff. 4) vgl. OG, 
Urteil vom 17. Juni 1976 - 2b OSK 13/76 - (NJ 1976 S. 526) mit An­
merkung von H. Pompoes.
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